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Seit Beginn des europäischen Einigungsprozesses wurde zwar immer wieder die
Frage nach der Finalität des Integrationsprozesses gestellt, die konkrete Europa-
politik zeichnete sich allerdings lange Zeit durch ein erstaunliches Schweigen zu
diesem Thema aus. Dies lag vor allem daran, dass man „den schrittweisen Prozess
des Auf- und Ausbaus des gemeinsamen Unterfangens nicht durch [...] Auseinan-
dersetzungen zwischen unterschiedlichen und teilweise konträren Visionen und
Konzepten unnötigerweise' [...] erschweren, wenn nicht [...gar] verhindern"1 woll-
te und sich deshalb - der so genannten Methode Monnet2 folgend - darauf konzen-
trierte, die Integration pragmatisch in konkreten Einzelbereichen und Einzelprojek-
ten voranzutreiben. Nachdem der weltpolitische Umbruch Ende der achtziger Jahre
aber die Option bot, dem bisherigen westeuropäischen Integrationsverbund eine
gesamteuropäische Perspektive zu geben, wurde dieses Fehlen einer integrations-
politischen Blaupause zunehmend als Manko empfunden.

Die Aussicht auf den Beitritt zahlreicher mittel- und osteuropäischer Staaten ließ
jedoch nicht nur das Problem der Finalität in einem neuen Licht erscheinen, son-
dern stellte auch neue Anforderungen an die bestehenden Strukturen der Union.
Denn weil das ursprünglich für sechs Staaten konzipierte Institutionengefüge schon
in der EU der Zwölf (und ab 1995 der Fünfzehn) an seine Grenzen stieß, schien eine
grundlegende Reform vor einer umfassenden Erweiterung unumgänglich.3 Dies
rückte die Frage in den Vordergrund, ob man die Europäische Union nicht einer
„Generalüberholung" unterziehen müsse, anstatt sich wie bisher nur auf konkrete
Einzelreformen zu konzentrieren. Gleichsam als Katalysator4 für diese Debatte
wirkte die Humboldt-Rede von Bundesaußenminister Fischer im Mai 2000,5 die
den Blick über die damals laufende Regierungskonferenz hinaus auf die Finalität
und zukünftige Verfasstheit Europas lenkte.6 Insbesondere die Forderung nach einer
Europäischen Verfassung und nach der Umgestaltung der EU zu einer - wie auch
immer gearteten - föderativen Ordnung kann hierbei als Beginn einer neuen
Reform- und Verfassungsdebatte gesehen werden,7 die dann mit der in Nizza ver-
abschiedeten Erklärung zur Zukunft der Europäischen Union sowie der Erklärung
von Laeken offiziell auf die integrationspolitische Agenda gesetzt wurde.8

Der Konvent als innovatives Verfahren der Vertragsrevision

Weil die mit der Erklärung zur Zukunft der Union aufgeworfenen Fragen von sehr
grundsätzlicher Bedeutung waren, wurden schon kurz nach der Unterzeichnung des
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Vertrags von Nizza Stimmen laut, die nächste Vertragsrevision nicht allein einer
Regierungskonferenz zu überlassen, sondern vorab einen Konvent einzuberufen.9

Da zudem das magere Ergebnis von Nizza die Probleme der bisherigen Methode
der Regierungskonferenz offenkundig werden ließ,10 während gleichzeitig der
Grundrechtekonvent mit der Erarbeitung einer Grundrechtecharta im Jahre 2000
ein für alle überraschend positives Ergebnis hervorgebracht hatte, erschien der
Konvent vielen als ideale Methode zur Bewältigung der anstehenden Reform-
aufgaben." Mit dem vom Europäischen Rat in Laeken beschlossenen „Konvent zur
Zukunft Europas" wurde dann erstmals in der Geschichte der europäischen Integra-
tion eine umfassende Vertragsreform in einem transparenten Prozess vorbereitet, an
dem 105 Vertreter von Regierungen, nationalen Parlamenten und europäischen
Institutionen beteiligt waren.12 Ferner unterschied sich der Konvent von allen vor-
angegangenen Vertragsrevisionen dadurch, dass die 13 Kandidatenländer „in glei-
cher Weise wie die derzeitigen Mitgliedstaaten vertreten"13 waren, d.h. sie entsand-
ten je einen RegierungsVertreter und zwei Mitglieder ihres nationalen Parlaments.

Während sich bei der Zusammensetzung des Konvents von Anfang an ein gro-
ßer Konsens abzeichnete, gab es bei der Benennung des Konventspräsidiums rela-
tiv heftige Auseinandersetzungen, da dieses durch die Bestimmung der Tagesord-
nung, die Vorlage von Textentwürfen sowie die Berücksichtigung von Änderungs-
anträgen bis hin zur Feststellung, wann ein Konsens erreicht ist, eine Schlüssel-
stellung einnahm. Dass sich der Europäische Rat schon vor Beginn der Konvents-
beratungen auf Valery Giscard d'Estaing als Vorsitzenden festlegte (sowie auf
Giuliano Amato und Jean Luc Dehaene als seine Stellvertreter),14 kann insofern als
problematisch angesehen werden, als ein von den Staats- und Regierungschefs
„von außen" ernannter Konventsvorsitzender ein „Einfallstor" für eine externe
Beeinflussung der Konventsarbeit sein konnte. Umgekehrt bot dieses Vorgehen
aber auch die Option einer besseren Akzeptanz der unter seiner Regie zustande
gekommenen Ergebnisse durch die anschließende Regierungskonferenz.

Die unterschiedlichen Arbeitsphasen des Konvents

Die Beratungen des Konvents gliederten sich nach der von Konventspräsident
Giscard eingeführten Unterteilung in die „Phase d'Ecoute", die „Phase d'Etude"
und die „Phase de Reflexion".15 Die erste Phase diente hierbei vor allem dazu, sich
in einem offenen Diskurs Klarheit über die verschiedenen Vorstellungen zu ver-
schaffen, wie die vom Europäischen Rat in Laeken vorgegebenen Reformziele im
Hinblick auf die Verbesserung der Handlungsfähigkeit der Union, ihre Demokra-
tisierung sowie die Vereinfachung ihres Instrumentariums und die Erhöhung der
Transparenz von Unionsentscheidungen erreicht werden sollten.16 Darüber hinaus
gelang es aber auch, das gegenseitige Verständnis für die unterschiedlichen inte-
grationspolitischen Leitbilder und Grundvorstellungen zu erhöhen.17 Auf dieser
Grundlage konnte sich so etwas wie ein Corps- oder Konventsgeist entwickeln,18

der dazu führte, dass viele Mitglieder den Erfolg des Gesamtprojektes über die
unbedingte Durchsetzung der jeweils eigenen Präferenzen stellten. Nicht zuletzt
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deshalb wurde die anfangs als zu langatmig kritisierte Anhörungsphase im Nach-
hinein von den meisten Konventsmitgliedern als berechtigt anerkannt.

Die zweite Phase der Konventsarbeit, die Phase d'Etüde, konzentrierte sich auf
die wesentlichen Reformthemen, zu denen in drei Wellen 11 Arbeitsgruppen tag-
ten.19 Bis auf wenige Ausnahmen können die Ergebnisse der Arbeitsgruppen als
positiv bewertet werden, wobei hier teilweise recht innovative Lösungskonzepte
erarbeitet wurden, die ihren Niederschlag auch in dem endgültigen Verfassungs-
entwurf fanden. Charakteristisch für die Arbeitsgruppen war hierbei der eher
diskursiv-argumentative Verhandlungsstil, der nicht zuletzt durch die intimere
Atmosphäre und die überschaubarere Teilnehmerzahl begünstigt wurde. Besonders
deutlich zeigte sich dieser in den Arbeitsgruppen „Subsidiarität" und „Einzelstaat-
liche Parlamente", wo ausgehend von allgemein anerkannten Grundprinzipien
(„stärkere Einbindung der nationalen Parlamente" und „keine Verkomplizierung
des Institutionengefüges") ein so genanntes Frühwarnsystem für die Subsidiaritäts-
kontrolle erarbeitet wurde, das erheblich von den ursprünglichen Vorstellungen vie-
ler Konventsmitglieder (Einrichtung einer dritten Kammer, Beteiligung von natio-
nalen Parlamentariern im Rat, Schaffung eines Subsidiaritätsausschusses) abwich
und auch im Verfassungsentwurf insbesondere in Form von zwei Protokollen sei-
nen Niederschlag fand.20

Parallel zu den Arbeitsgruppen wurden in der zweiten Phase aber auch schon
erste Verfassungsentwürfe vorgelegt, wobei der bedeutendste hier das vom Kon-
ventspräsidium am 28. Oktober 2002 vorgelegte „Skeleton"21 war, das die Grund-
züge der Struktur der zukünftigen Verfassung vorgab. Durch das Offenlassen von
Optionen und Verweise auf die entsprechenden Abschlussberichte der Arbeits-
gruppen konnte das Skeleton als Grundlage für die weiteren Beratungen herange-
zogen werden, was sich besonders in der dritten Phase als hilfreich erwies, in der
das Präsidium in Anlehnung an das Skeleton in verschiedenen Etappen konkrete
Artikel Vorschläge unterbreitete, die dann im Plenum diskutiert wurden und zu
denen die Konventsmitglieder Änderungsvorschläge einreichen konnten. Das Prob-
lem, in welcher Form die Vielzahl der Änderungswünsche in das Endergebnis ein-
fließen sollte, wurde dahingehend gelöst, dass das Präsidium die einzelnen Artikel
im Lichte der jeweiligen Änderungsanträge sowie der Plenardebatten überarbeitete
und so bis zum 24. Mai 2003 eine Gesamtversion des ersten Teils der Verfassung
vorlegte.

Der Konvent zwischen Deliberation und Bargaining

Neben diesen drei inhaltlichen Phasen lassen sich aber auch beim Verhandlungs-
modus deutliche Unterschiede feststellen.22 Dies ist deshalb von besonderer Bedeu-
tung, weil die potentielle Ersetzung intergouvernementaler Bargaining-Prozesse
durch deliberative Entscheidungsformen vielfach als Hauptvorteil der Konvents-
methode angesehen wird.23 Für einen deliberativen Verhandlungsstil des Konvents
sprach schon allein seine Zusammensetzung. Denn anders als die letzten Regie-
rungskonferenzen bestand der Konvent nicht allein aus Repräsentanten der natio-
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nalen Regierungen, sondern auch aus nationalen Abgeordneten, Europaabgeord-
neten und Kommissionsmitgliedern. Zudem vereinigte jedes Konventsmitglied mit
seiner nationalen und parteipolitischen Identität sowie der Zugehörigkeit zu der ihn
entsendenden Institution gleichsam verschiedene Identitäten in sich. Solche „mul-
tiplen Identitäten"24 lassen aber kaum festgefügte und eindeutige Präferenzen ent-
stehen, was im Zusammenspiel mit dem genannten Corps- oder Konventsgeist dazu
führte, dass viele Mitglieder bereit waren, ihre ursprünglichen Vorstellungen im
Lichte der vorgebrachten Argumente zu überdenken und auch zu ändern.

Diesem Interaktionsstil stand allerdings ein verstärktes Platzgreifen von inter-
gouvernementalem Bargaining gegen Ende der Konventsarbeit gegenüber. Haupt-
ansatzpunkt hierfür war, dass die Regierungsvertreter durch die Verknüpfung des
Konvents mit der anschließenden Regierungskonferenz über ein implizites Veto-
recht verfügten, womit die Konventsarbeit potentiell „im Schatten" der nachfol-
genden Regierungskonferenz stand. Dies machte sich allerdings bis Herbst 2002
kaum bemerkbar, da das Konventspräsidiums die strittigen und für die nationalen
Regierungen besonders bedeutsamen institutionellen Reformfragen erst einmal aus
den Konventsberatungen ausklammerte.25 Beginnend mit der zunehmenden Beein-
flussung der Konventsarbeit durch die zunächst noch außerhalb des Konvents
geführte Auseinandersetzung über die institutionelle Reform sowie dann endgültig
mit der Aufnahme der Institutionendebatte im Konvent ab Januar 2003 wurde die-
ser Schatten der Regierungskonferenz aber immer länger, wobei die nationalen
Regierungen bzw. ihre Vertreter im Konvent in wachsendem Maße eine Schlüssel-
stellung einnahmen und sich zu den zentralen Akteuren entwickelten. Verstärkt
wurde dies noch durch den im Herbst 2002 erfolgten Eintritt mehrerer Außen-
minister in den Konvent (die sich ihrem Amtsverständnis nach per se eher als
Sachwalter ihrer nationalen Interessen verstehen) sowie durch das Einbringen zahl-
reicher außerhalb des Konvents erarbeiteter bi- und multilateraler Regierungs-
initiativen, womit der Konvent in seiner Schlussphase immer mehr mit Elementen
von Interaktionsmustern, wie sie traditionelle Regierungskonferenzen aufweisen,
durchsetzt wurde.

Die Lösung der institutionellen Fragen

Gerade um die lange im Konvent gar nicht in Angriff genommenen institutionellen
Fragen wurde bis zuletzt heftig gerungen, wobei es insbesondere zwischen Integra-
tionisten und Intergouvernementalisten sowie Vertretern aus größeren und kleine-
ren Mitgliedstaaten zu heftigen Kontroversen kam. Die zentralen Problemfelder
konzentrierten sich hierbei auf die Größe und Struktur der Kommission, die Wahl
des Kommissionspräsidenten, die Reform des Entscheidungssystems und die Ab-
schaffung des Rotationsprinzips beim Vorsitz im Europäischen Rat und in den
Fachministerräten. Neben Partikularinteressen ging es im Kern um die Handlungs-
fähigkeit einer Union mit 25 und mehr Mitgliedstaaten.

Die Probleme bei halbjährlich wechselnden Ratspräsidentschaften, die sich bei
wachsender Zahl an Mitgliedstaaten hinsichtlich Kontinuität und Qualität des
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Managements von Unionsangelegenheiten noch verstärken würden, waren schon
seit langem immer wieder thematisiert worden. Sehr früh schon in der ersten Phase
des Konvents hatten deshalb Jose Maria Aznar, Tony Blair und Jacques Chirac die
Wahl eines hauptamtlichen Präsidenten des Europäischen Rates vorgeschlagen -
auch um die Rolle der Mitgliedstaaten im Integrationsprozess zu stärken.26 Von
deutscher Seite waren hingegen die Wahl des Kommissionspräsidenten durch das
Europäische Parlament und die Gleichstellung des Europäischen Parlaments im
Gesetzgebungsverfahren gefordert worden, um die supranationalen Institutionen
Kommission und Parlament aufzuwerten. Auch ging es darum, eine direktere legi-
timatorische Verbindung zwischen den Wahlen zum Europäischen Parlament und
der Bestimmung der Leitung der „europäischen Exekutive" herzustellen.

Anfang 2003 einigten sich Bundeskanzler Schröder und Staatspräsident Chirac
auf einen Kompromissvorschlag, der sich schließlich auch weitestgehend im Kon-
vent durchsetzte.27 Dies geschah, obwohl die kleineren Mitgliedstaaten am Rota-
tionsprinzip festhalten wollten und massive Bedenken hegten, dass der Präsident
des Europäischen Rates nur aus einem der großen Mitgliedstaaten kommen könn-
te. Der Verfassungsentwurf sieht jedenfalls dem deutsch-französischen Ansatz fol-
gend die Wahl des Kommissionspräsidenten durch das Europäische Parlament auf
Vorschlag des Europäischen Rates (der im Lichte des Ergebnisses der Europa-
wahlen erfolgen muss) vor, und andererseits die Wahl eines hauptamtlichen Euro-
päischen Ratspräsidenten mit qualifizierter Mehrheit durch die Staats- und
Regierungschefs. Da nur Inhaber eines nationalen Amtes von der Kandidatur zum
Präsidenten des Europäischen Rates ausgeschlossen sind, nicht aber europäische
Funktionsträger,28 wurde entsprechend deutschen und in diesem Punkt auch belgi-
schen Vorstellungen die Tür einen Spalt offen gelassen, um eines Tages vielleicht
das Amt des Kommissionspräsidenten und des Europäischen Ratspräsidenten in
Personalunion besetzen zu können.

Hinsichtlich der Vorsitzfrage in den Ratsformationen hatten sich die kleineren
Mitgliedstaaten mit der Aufrechterhaltung der Rotation behaupten können, wobei
die Amtszeit nunmehr mindestens ein Jahr betragen soll. Die Ausnahme bildet der
Vorsitz im Außenministerrat, der vom auf 5 Jahre vom Europäischen Rat mit Zu-
stimmung des Kommissionspräsidenten ernannten europäischen Außenminister
wahrgenommen werden soll. Die Einrichtung des Amtes eines Außenministers war
im Januar 2003 von Deutschland und Frankreich gemeinsam in den Konvent ein-
gebracht worden und hatte sich mit Blick auf eine effizientere und „sichtbarere"
GASP sehr rasch einer breiten Unterstützung erfreut.29 Der europäische Außen-
minister soll über ein Initiativrecht und einen diplomatischen Dienst verfügen, für
den er auf die Generaldirektion Außenbeziehungen der Kommission und entspre-
chende Einheiten des General Sekretariats des Rates sowie Beamte der Mitglied-
staaten und die weltweiten Kommissionsdelegationen, die in EU-Delegationen
umgebaut werden, zurückgreifen kann. Inwieweit daraus entsprechend der Vor-
stellung der Bundesregierung ein europäisches Außenministerium und damit eine
neue Institution in Brüssel wird, lässt der Verfassungsentwurf offen. Die Klärung
dieser nicht einfachen Frage bleibt der Regierungskonferenz oder späteren Rege-
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lungen von Rat und Kommission unbeschadet der Rechte des Europäischen Parla-
ments vorbehalten.30

Hinsichtlich der Struktur und Zusammensetzung der Kommission wurde ein
Kompromiss dahingehend erzielt, dass es künftig neben Präsident und Außen-
minister (als Vizekommissar) 13 Europäische Kommissare mit Stimmrecht und
eine weitere Zahl an Kommissaren mit beratender Stimme geben soll. Dieser von
den kleineren Mitgliedstaaten zähneknirschend akzeptierte Kompromiss kam auf-
grund der Beharrlichkeit des Konventspräsidenten und des Drucks der großen
Mitgliedstaaten zustande. Die neue Regelung für die Kommission greift aber erst
ab 2009 (bis dahin gelten die Regelungen des Vertrags von Nizza), um in einigen
der alten und vor allem der künftig neuen Mitgliedstaaten wegen des drohenden
Verlusts eines echten Kommissars die Ratifizierung des Verfassungsentwurfs bzw.
den Ausgang von dafür durchzuführenden Referenden nicht zu gefährden. Auch
hinsichtlich des Entscheidungssystems bleiben die jetzigen Vorschriften des Nizza-
Vertrags zur Bestimmung der qualifizierten Mehrheit bis 2009 in Kraft. Erst dann
soll wegen massiver Widerstände von spanischer und polnischer Seite - auch für
Frankreich war der Schritt nicht einfach - die doppelte Mehrheit (einfache Mehr-
heit der Staaten und 60% der EU-Bevölkerung) das gegenwärtige System ersetzen.
Da das jetzige Gewichtungssystem mittlere und kleinere EU-Staaten überpropor-
tional berücksichtigt, das neue aber die deutsche Stellung aufgrund der hohen
Bevölkerungszahl stärkt, ist nicht auszuschließen, dass hier Versuche des Nach-
verhandelns in der Regierungskonferenz unternommen werden. Ähnliches könnte
auch in anderen Bereichen angestrebt werden.

Der Verfassungsentwurf im Überblick

Trotz dieser Unwägbarkeiten im Hinblick auf die Regierungskonferenz ist aufgrund
der Zusammensetzung des Konvents mit namhaften Vertretern der Regierungen
und nationalen Parlamente eine Öffnung der „Büchse der Pandora" nicht zu erwar-
ten. Die historische Leistung des Konvents bedarf deshalb einer eindeutigen Würdi-
gung. Der Konvent erarbeitete den Entwurf eines internationalen Vertrages über
eine europäische Verfassung, bestehend aus insgesamt 365 Artikeln, fünf Proto-
kollen und drei Erklärungen. Sehr früh schon zu Beginn der Arbeiten des Konvents
hat sich erstaunlicherweise die Verwendung des Begriffs Verfassung durchgesetzt,
trotz zunächst heftiger Opposition dagegen, insbesondere von britischer Seite. Der
Verfassungsvertrag fasst die bisherigen Verträge zusammen und gliedert sich in vier
Teile, wobei es dem Konvent gelang, Teil I über die Grundlagen der Union in die-
ser Form neu zu formulieren und als Teil II die Grundrechtecharta mit individuell
einklagbarem Grundrechtsschutz vor den Hoheitsakten der europäischen Institu-
tionen vollständig zu übernehmen. Teil III des Verfassungsvertrages enthält die
Regelungen zu den Politikbereichen, wobei die alte Pfeilerstruktur teilweise über-
wunden wurde. Teil IV beinhaltet die allgemeinen Schlussbestimmungen und vor
allem die Regeln zur Annahme und zur Änderung der Verfassung, wobei durch den
jeweils gültigen Einstimmigkeitsmodus der Charakter der Verfassung als völker-
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rechtlicher Vertrag unterstrichen wird. In diesem Schlussteil wird auch der Konvent
in Kombination mit einer Regierungskonferenz als grundlegendes Verfahren für
künftige Verfassungsänderungen festgelegt. Die Ausnahme bildet eine so genannte
kleine Regierungskonferenz, die ohne einen Konvent zum Vorläufer zu haben vom
Europäischen Rat nur nach Zustimmung des Europäischen Parlaments einberufen
werden kann. Eine zusätzliche Flexibilität wurde übrigens im ersten Teil des Ver-
fassungsvertrags eingebaut, indem nach Art. 1-17 in Analogie zum alten Art. 308
EGV der Rat ermächtigt ist, durch einstimmigen Beschluss aufgrund eines Vor-
schlags der Kommission und nach Zustimmung des Europäischen Parlaments
Lücken im Vertrags werk zu überbrücken, wenn ein Tätig werden der EU zur Er-
füllung der Ziele des Verfassungsvertrags erforderlich erscheint.

Der Verfassungsvertrag3' betont den „sui generis"-Charakter der Union, indem
die EU Rechtspersönlichkeit erhält und als Staaten- und Bürgerunion über eine
doppelte Quelle der Legitimation verfügt. Konsequenterweise wurde auch das
Europäische Parlament (als Bürgerkammer) dem Rat (als Staatenkammer) im
Gesetzgebungsprozess gleichgestellt und das Mitentscheidungsverfahren mit quali-
fizierter Mehrheitsabstimmung im Rat als Standardverfahren für Europäische
Gesetze und Rahmengesetze eingeführt (1-33 und III-302). Selbst im Haushalts-
verfahren wurde die alte Trennung zwischen obligatorischen und nichtobligatori-
schen Ausgaben abgeschafft, und das letzte Wort über den Haushalt liegt nicht mehr
beim Rat. Dies alles lässt sich mit Blick auf die Stellung des Parlaments im Institu-
tionengefüge der EU als „Quantensprung" bezeichnen.

Erstmalig wurde der Europäische Rat als Organ definiert, das allerdings „nicht
gesetzgeberisch tätig" wird (1-20.1). Die Rechtsakte wurden systematisiert und ver-
einfacht (Europäische Gesetze und Rahmengesetze, Europäische Verordnungen
und Beschlüsse, Empfehlungen und Stellungnahmen). Auch wurden die Kompeten-
zen der Union einfacher geordnet (1-9-16). Der Verfassungsvertrag unterscheidet
„ausschließliche", „geteilte", und „ergänzende" Zuständigkeiten; zu den aus-
schließlichen gehören die Wettbewerbsregeln auf dem Binnenmarkt, die Währungs-
politik, die Handelspolitik, die Zollunion, die Erhaltung der Meeresschätze und
internationale Abkommen; zu den geteilten gehören Bereiche wie Binnenmarkt,
Innen- und Justizpolitik, Landwirtschaft und Fischerei, Verkehr, Energie, Sozial-
politik, wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt, Umwelt- und Verbraucher-
schutz. Die ergänzenden Zuständigkeiten beziehen sich u.a. auf Bildung, Jugend
und Sport, Kultur und Zivilschutz. Quer zu diesen Bereichen liegen die Koordinie-
rung der Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik sowie die Zuständigkeiten in der
Außen- und Sicherheitspolitik. Hier war es den Konventsmitgliedern offensichtlich
auf eine Sonderstellung angekommen, obwohl ergänzende wie geteilte Zuständig-
keiten berührt werden. Für jene Mitgliedstaaten, denen Brüssel über die Zeit zu
viele Kompetenzen anhäuft, wurde mit Artikel 1-59 erstmals eine Austrittsoption
eröffnet. Inwieweit eine solche Klausel zur Entlastung der Union bei Dauerkonflik-
ten mit bestimmten Mitgliedstaaten führt oder vielmehr zum Aufbau von Droh-
potential in der Brüsseler Arena ausgenutzt wird, bleibt abzuwarten.
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Bei den Sachbereichen wurden vor allem in der Innen- und Justizpolitik sowie
in der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik Veränderungen durch den
Konvent vorgeschlagen. Die Innen- und Justizpolitik soll vollständig in die
Gemeinschaftsverfahren überführt werden, wobei allerdings in einigen Bereichen
weiterhin mit Einstimmigkeit entschieden wird und die Zugangsregelung für Dritt-
staatenangehörige zum jeweiligen nationalen Arbeitsmarkt auf Drängen der
Bundesregierung in nationaler Zuständigkeit verbleibt (III-168). Die GASP zeich-
net sich weiterhin als besonderer Politikbereich aus. Es gelang hier nicht, den
Durchbruch zur Generalisierung von Mehrheitsentscheidungen zu erzielen wie es
von Deutschland und Frankreich gefordert worden war, so dass es im Wesentlichen
bei den Verfahren des Art. 23 des Nizza-Vertrags mit Einstimmigkeit und gegebe-
nenfalls konstruktiver Enthaltung blieb (III-201). Zwar kann nunmehr der Rat als
Ausnahme von der Regel mit qualifizierter Mehrheit über einen Vorschlag des
Europäischen Außenministers entscheiden, aber nur, wenn dieser aufgrund eines
einstimmigen Ersuchens des Europäischen Rates initiativ wird. Zu sehr haben die
Erfahrungen während des Irak-Krieges alte Fronten unter den EU-Mitgliedstaaten
verhärtet. Immerhin ist eine gewisse Dynamik in der GASP vorstellbar, weil der
EU-Außenminister selbst über ein Initiativrecht verfügt, das er alleine oder mit
„Unterstützung der Kommission" ausübt. Da er zugleich Vorsitzender des Außen-
ministerrates ist, könnte er hierbei eine „Antreiberrolle" für die GASP spielen.
Auch könnten durch die Erleichterung der verstärkten Zusammenarbeit in der
GASP und ihre Ausdehnung auf die ESVP Fortschritte in Richtung einer größeren
Flexibilität in der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik erzielt werden.32

Zudem gibt es nunmehr besondere Formen einer vorab definierten flexiblen
Zusammenarbeit in der Verteidigungspolitik. Der Rat kann eine Gruppe von Mit-
gliedstaaten mit der Durchführung ziviler oder militärischer Operationen beauftra-
gen; einige Staaten können in der Rüstungs- und Militärkooperation eine „struktu-
rierte Zusammenarbeit" eingehen oder auf eine „engere Zusammenarbeit" im
Bereich der gegenseitigen Verteidigung hinarbeiten (1-40.5-7; 111-211,213,214).

Generell wurde das Verfahren der verstärkten Zusammenarbeit für alle Politik-
bereiche etwas erleichtert, wobei die Ermächtigung vom Rat mit qualifizierter
Mehrheit erteilt wird und das Quorum der teilnehmenden Staaten bei mindestens
einem Drittel aller Mitgliedstaaten liegen muss (1-43, III-325 in Verbindung mit I-
22.2). Dadurch werden nicht nur Gruppenbildungs- und Avantgardeprozesse unter
bestimmten Voraussetzungen ermöglicht; die Konsensbildungsbereitschaft be-
stimmter zögerlicher Mitgliedstaaten könnte erhöht werden, wenn zumindest als
letzte Möglichkeit („last resort") der Rückgriff auf das Instrument der verstärkten
Zusammenarbeit besteht.

Die Handlungsfähigkeit der Union konnte auch durch die Ausdehnung von
Mehrheitsentscheidungen auf weitere 37 Gesetzgebungsbereiche leicht gesteigert
werden. Die Passarelle-Klausel in Art. 1-24.4 ermöglicht es zudem, dass der Euro-
päische Rat einstimmig einen Beschluss fasst, wonach bestimmte Einstimmig-
keitsbereiche in die qualifizierte Mehrheit überführt werden können - allerdings
erst vier Monate nach Übermittlung der entsprechenden Initiative an die nationalen
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Parlamente. Insgesamt verblieben immerhin 32 wesentliche Bereiche weiterhin in
der Einstimmigkeit. Das betrifft außer der Gemeinsamen Außen- und Sicherheits-
politik (GASP) vor allem Steuern, Nichtdiskriminierung, Festlegung der Rotation
in den einzelnen Ratsformationen, geistiges Eigentum und Dienstleistungen sowie
Kultur und audiovisuelle Medien in der Handelspolitik (auf Drängen Frankreichs)
oder das Familienrecht und spezifische Aspekte bei Strafverfahren in der Innen-
und Justizpolitik. Hier hat sich das Präsidium ganz offensichtlich zu großen Teilen
gegen die mehrheitliche Auffassung im Konvent durchgesetzt, um aus strategischen
Gründen an diesen Punkten keine Anlässe zum Aufschnüren des Gesamtpakets in
der Regierungskonferenz zu geben. Die „Schere im Kopf des Konventspräsidiums
hat deshalb an einigen Stellen die Ecken und Kanten des Verfassungsentwurfs
bereits so gestutzt, dass sich hoffentlich jeder Mitgliedstaat genau überlegen wird,
ob er für die Öffnung des Gesamtpakets tatsächlich verantwortlich sein möchte.

Bewertung und Ausblick

Erst wenn der Verfassungsvertrag voraussichtlich ab 2006 nach der Ratifizierung in
allen Mitgliedstaaten mit Leben erfüllt wird, wird sich herausstellen, wie sich etwa
der Europäische Ratspräsident und der Kommissionspräsident, der ja durch seine
Wahl und durch seine interne Richtlinien- und Organisationskompetenz sowie seine
Mitsprache bei der Auswahl der Kommissare gestärkt wurde, zueinander verhalten
und ob Rivalität oder Kooperation zwischen ihnen dominieren. Alle bisherigen
Erfahrungen sprechen eher für ein kooperatives Verhältnis, denn im Beziehungs-
und Machtgeflecht zwischen Kommission, Rat und Europäischem Parlament sind
einseitige Gewinnverteilungen kaum zu erwarten. Es ist deshalb auch schwierig zu
sagen, ob der Verfassungsentwurf eine Intergouvernementalisierung oder die wei-
tere Vergemeinschaftung der Europäischen Union fördert. Die bedeutende Aufwer-
tung des Europäischen Parlaments, die Stärkung der Kommission und insbesonde-
re ihres Präsidenten sowie die vollständige Überführung der Innen- und Justiz-
politik in den Gemeinschaftsbereich - all das könnte als Durchbruch zu mehr Ver-
gemeinschaftung angesehen werden. Die Schaffung des Amtes eines Europäischen
Ratspräsidenten und eines Europäischen Außenministers, die beide bestimmte
Funktionen im besonders verfassten Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik
haben, könnte als Stärkung des Intergouvernementalismus verstanden werden.
Brüchig wird diese Sichtweise allein schon mit Blick auf den Außenminister, der ja
zugleich auch Vizepräsident der Europäischen Kommission ist. Zusätzlich ist zu
berücksichtigen, dass das im Verfassungsentwurf vorgesehene Element einer deut-
licheren Personalisierung der Europapolitik und der damit verbundenen Zentrie-
rung von politischer Verantwortlichkeit auf Brüssel die Trennschärfe zwischen
„intergouvernemental" und „gemeinschaftlich" in der alltäglichen Praxis ver-
wischen wird. Statt dessen lässt sich eher die weitere Verschränkung von Zustän-
digkeiten im Mehrebenensystem der EU und die Fusion von einzelstaatlichen und
europäischen Handlungsinstrumenten erwarten.33
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Obwohl die Verfassung im Vergleich zu den bestehenden Verträgen eine erheb-
liche Verbesserung im Hinblick auf Transparenz und Lesbarkeit einzelner Bestim-
mungen darstellt und die Europäische Union durch „Präsident" (des Europäischen
Rates), „Regierungschef (Kommissionspräsident) und „Außenminister" sowie
durch Flagge, Hymne und „Europafeiertag" (IV-1) ein staatsähnliches Erschei-
nungsbild erhält, bleibt sie eine komplexe und vielfach nicht einfach zu verstehen-
de Polity. Das zeigen schon jetzt die neuen Funktionen und Verfahrensvarianten wie
auch der verschachtelte Aufbau des VerfassungsVertrags. Die Personalisierung der
europäischen Politik wird der Union ihre Komplexität nicht nehmen, aber zu einem
neuen Verhältnis der Union zur europäischen Öffentlichkeit führen, was zur scho-
nungsloseren Offenlegung von Schwächen des Systems, aber auch zu rascheren
Lernprozessen für seine Verbesserung führen kann. Der Konvent hat jedenfalls eine
einmalige historische Leistung vollbracht, denn es ist den Vertretern von achtund-
zwanzig Staaten mit jahrhundertelanger kriegerischer Geschichte und nach einer
historischen Phase, die einige von ihnen über ein halbes Jahrhundert von den ande-
ren abgetrennt hatte, gelungen, einen gemeinsamen Vertragsentwurf über eine
Europäische Verfassung vorzulegen, der schon heute als auf einer Stufe mit den
Verträgen von Rom stehend angesehen wird. Alleine dies verdient es, von den Teil-
nehmern der Regierungskonferenz anerkannt zu werden, so dass die Leistung des
Konvents nicht verwässert wird.
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